
Stephan Denk ist nun Part-
ner von Freshfields. [ PR ]

Jährliche Partnerwahl
Wahl. Freshfields hat 17 neue Partner weltweit ernannt.
Einer von ihnen ist der Österreicher Stephan Denk.

Wien. 17 neue Partner hat die an-
gloamerikanische Wirtschafts-
kanzlei Freshfields vergangene
Woche weltweit ernannt. Sechs
von ihnen sind Frauen. Fresh-
fields hievt damit seinen weltwei-
ten Frauenanteil unter den Part-
nern gerade mal auf 13 Prozent.
Die Quote ist zwar nicht be-
rühmt, im Vergleich
zu den vergangenen
Jahren aber immer-
hin deutlich im Stei-
gen begriffen.

Auch das Wiener
Büro kann sich über
einen neuen Partner
freuen. Während es
vergangenes Jahr zu
keiner Ernennung
hierzulande kam,
konnte der 43-jährige
StephanDenk, Experte für öffentli-
ches Recht, alle Freshfields-Ent-
scheidungsträger von seinen Qua-
litäten überzeugen. Für die Bedeu-
tung des Standorts ein wichtiges
Signal. Bevor bei Freshfields je-
mand in die Partnerriege aufge-
nommen wird, hat er ein hartes

Selektionsverfahren zu überste-
hen. Über ein Jahr wird der Kandi-
dat von allen Seiten darauf ge-
screent, ob er von der Persönlich-
keit her in das Gefüge der Lawfirm
passt. Mindestens genauso wichtig
ist, ob der potenzielle Partner mit
seiner Spezialisierung und seinen
Referenzen auch den Umsatz ma-

chen kann, den man
sich von ihm erwar-
tet. Beides trifft auf
Denk zu. Seit dem
Ausscheiden des Se-
niors Kurt Heller vor
14 Jahren hatte
Freshfields unter den
Partnern keinen aus-
gewiesenen Experten
für öffentliches Recht
vorzuweisen. Denk
hat diesen Bera-

tungsbereich in den vergangenen
Jahren sukzessive wieder zum Le-
ben erweckt. Schon bevor der Gra-
zer bei Freshfields als Konzipient
zu arbeiten begonnen hatte, sam-
melte er als wissenschaftlicher
Mitarbeiter beim Verfassungsge-
richtshof erste Erfahrungen. (hec)

NACHRICHTEN

Fortsetzung von
Grasser gegen Haunold
Heute, Donnerstag, wird der
Prozess von Karlheinz Grasser
gegen seinen ehemaligen Steu-
erberater, Peter Haunold, und
dessen Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Deloitte am Handels-
gericht Wien fortgesetzt. Gras-
ser wirft Haunold vor, ihn bei
der Konzeption seiner
Sitftungsstruktur nicht ord-
nungsgemäß beraten zu haben.
Nach Ankündigung des Richters
soll es heute in erster Linie um
die Frage gehen, ob die Ansprü-
che des ehemaligen Finanzmi-
nisters bereits verjährt sind.

Gemeinnützigkeit soll
einfacher werden
Bei der Regierungsklausur in
Krems ging es unter anderem
um Verbesserungen für ge-
meinnützige Stiftungen. Ihre
Gründung soll erleichtert wer-
den, bei unentgeltlichem
Grunderwerb soll keine Grund-
erwerbsteuer mehr anfallen
und es soll Ausnahmen vom
Kriterium der „Unmittelbarkeit“
geben. Derzeit wird es nicht an-
erkannt, wenn Stiftungen die
gemeinnützige Arbeit Dritter
unterstützen. Sie müssen ei-
gene Projekte umsetzen. Künf-
tig soll es möglich werden, Geld
oder Leistungen auch an einen
anderen gemeinnützigen
Verein weiterzugeben, ohne
den Status der Gemeinnützig-
keit zu verlieren.

Prozessbeginn im
Pferdefleischskandal
Zwei Jahre nach dem Pferde-
fleischskandal in weiten Teilen
Europas muss sich ein nieder-
ländischer Hersteller vor Gericht
verantworten. In Herzogen-
busch (’s-Hertogenbosch) be-
gann am Dienstag der Prozess
gegen den Hersteller, der hun-
derte Tonnen Pferdefleisch mit
Rindfleisch vermengt und falsch
deklariert haben soll. Die Staats-
anwaltschaft wirft dem Ange-
klagten vor, zahlreiche Rech-
nungen und Aufdrucke für Lie-
ferungen seines Betriebs im Sü-
den der Niederlande gefälscht
zu haben. Ziel sei es gewesen,
Pferdefleisch als Rindfleisch zu
verkaufen.

KMU: Zickzackkurs im Steuerrecht
Steuerreform. Firmen als Einzelunternehmen und nicht als GmbH zu betreiben wird künftig
attraktiver. Aber wer sich nach Steueraspekten richtet, müsste alle paar Jahre umgründen.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Die geplante Erhöhung der
Kapitalertragsteuer von 25 auf
27,5 Prozent kann auch Kleinunter-
nehmen treffen, berichtete kürzlich
„Die Presse“. Haben Unternehmen
die Rechtsform einer GmbH, wer-
den ihre Ausschüttungen an die Ge-
sellschafter künftig höher besteuert.

Kleine Familienbetriebe oder
Einpersonen-GmbHs sind da nicht
ausgenommen. Laut Ralf Kronber-
ger, Leiter der finanzpolitischen Ab-
teilung der Wirtschaftskammer, gibt
es für sie aber gewisse Gestaltungs-
spielräume: Denn wer Gesellschaf-
ter und zugleich Geschäftsführer ist,
bezieht neben allfälligen Gewinn-
ausschüttungen ein einkommen-
steuerpflichtiges Geschäftsführer-
gehalt. Damit lasse die KESt-Erhö-
hung sich bis zu einem gewissen
Grad „ausbalancieren“, erklärte
Kronberger. Steuerlich könnte es
künftig also vorteilhaft sein, würde
man mehr Gehalt und dafür gerin-
gere Gewinnanteile beziehen. Denn
das Gehalt wird durch die Tarifre-
form tendenziell entlastet.

Dieser Gestaltungsspielraum
habe aber enge Grenzen, sagt der
Linzer Steuerberater Erik Öhlinger:
Denn seit einer Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofs (VwGH)
vom November 2004 fallen auch für
Gesellschafter-Geschäftsführer, die
eine wesentliche Beteiligung am
Unternehmen halten, Lohnneben-
kosten an (2003/13/0018). Der Fir-
menchef gilt diesbezüglichmeist als
Dienstnehmer – obwohl sein Gehalt
steuerlich unter „Einkünfte aus
selbstständiger Arbeit“ fällt.

Konkret fallen der Dienstgeber-
beitrag zum Familienlastenaus-
gleichsfonds, der Zuschlag zum
Dienstgeberbeitrag und Kommu-
nalsteuer an – insgesamt rund acht
Prozent, sagt Öhlinger. Bei mehr
Geschäftsführergehalt steigen auch
die Abgaben. „Jetzt wäre der rich-
tige Zeitpunkt, um diese System-
widrigkeit zu beseitigen und bei we-
sentlich beteiligten Gesellschafter-
Geschäftsführern die Lohnneben-
kostenpflicht abzuschaffen“, meint
der Steuerberater. Er stellt auch
Grundsätzliches zur Debatte: „Fast
schon jährlich ändern sich wichtige
steuerliche Parameter – und das,

obwohl die Regierungskonstella-
tion seit 2006 durchgängig dieselbe
ist.“ Angesichts der permanenten
Gesetzesänderungen sei eine solide
Beratung bei der Wahl der Rechts-
form nicht möglich, beklagt er.

Keine klare Linie
Konkret geht es hier um die Frage,
ob man als Betriebsinhaber mit
einer GmbH oder mit einem Ein-
zelunternehmen bzw. einer Perso-
nengesellschaft steuerlich besser
beraten ist. Die geplante Neurege-
lung begünstigt tendenziell die bei-
den Letzteren, weil dort nur Ein-
kommensteuer anfällt und diese –
außer bei Topgagen – sinken soll.

Aber zahlt sich ein Rechtsform-
wechsel überhaupt aus? Ein Rück-
blick auf das vergangene Jahrzehnt
lässt das fraglich erscheinen. Da
gab es bei der Unternehmensbe-
steuerung keine klare Linie, son-
dern eher einen Zickzackkurs. Zu-
nächst wurde – im Jahr 2005, kurz
nach der für GmbHs belastenden

Judikaturwende – die Körperschaft-
steuer von 34 auf 25 Prozent ge-
senkt. „Damit wurde die GmbH
schlagartig zu einer beliebten
Rechtsform – trotz bürokratischer
Hürden wie der Notariatsakts-
pflicht“, sagt Öhlinger. 2007 folgte
ein Schwenk in die andere Rich-
tung: Für Einnahmen-Ausgaben-
Rechner wurde der zehnprozentige
Freibetrag für investierte Gewinne
eingeführt. 2010 wurde daraus ein
13-prozentiger Gewinnfreibetrag
für Einzelunternehmer und Perso-
nengesellschaften. Das wertete die-
se Rechtsformen stark auf – zumal
auch Wertpapierkäufe zu den be-
günstigten Investitionen zählten.

Der Gewinnfreibetrag galt als
Pendant zum Weihnachts- und Ur-
laubsgeld der Lohnsteuerpflichti-
gen und als Chance, eine Altersvor-
sorge aufzubauen. Aber schon ab
2013 wurde er eingeschränkt, seit
2014 sind nur mehr Wohnbauanlei-
hen investitionsbegünstigt. Damit
verloren Einzelunternehmen gleich

wieder einen Gutteil ihrer Attrakti-
vität. Zumindest bis zum Bekannt-
werden der jetzigen Reformpläne.
Die Episode rund um die „GmbH
light“, die bald nach ihrer Einfüh-
rung wieder weitgehend revidiert
wurde, passt da auch noch ins Bild.

Fazit: Wären für die Wahl der
Rechtsform vor allem steuerliche
Aspekte ausschlaggebend, hätte
man im vergangenen Jahrzehnt
mehrmals umgründen müssen.
Zwar sollten sich Unternehmer
nicht nur davon leiten lassen –
trotzdem machen die ständigen
Änderungen ihnen das Leben nicht
leichter. Wie Öhlinger versichert,
freuen sich nicht einmal die Steu-
erberater darüber: Zwar entsteht
dadurch viel Beratungsbedarf, aber
vieles, was empfohlen wird, ist sehr
bald wieder überholt. Zudem werfe
jede Umgründung Haftungsfragen
auf. Symptomatisch für das rechtli-
che Verwirrspiel sei auch der Um-
fang der Steuererlässe: Dieser habe
sich in neun Jahren fast verdoppelt.

Finanzminister Hans Jörg Schelling – in seinem Ministerium feilt man zurzeit am Gesetzesentwurf. [ Reuters ]
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Übernahmen: Verkäufer im Vorteil
Studie. Am Transaktionsmarkt wurde die Position der Verkäufer zuletzt stärker.

Wien. Bei Fusionen und Unterneh-
mensübernahmen in Europa ha-
ben die Verkäufer tendenziell die
besseren Karten. Zu diesem
Schluss kommt die CMS European
M&A Study 2015.

Für diese Studie hat die Kanzlei
CMS 2414 Transaktionen von nicht
börsenotierten Unternehmen aus
den Jahren 2007 bis 2014 ausge-
wertet, die in verschiedenen euro-
päischen Regionen und Branchen
stattfanden. 346 davon entfielen
auf das Vorjahr. Unter anderem
zeigte sich, dass es Verkäufern im
vergangenen Jahr häufiger gelang,
für ihre Gewährleistung niedrige
Haftungshöchstgrenzen („Liability
Caps“) durchzusetzen, als es noch
2013 der Fall war.

In immer mehr Verträgen war
auch vereinbart, dass Gewährleis-
tungsansprüche der Käufer erst
greifen, wenn bestimmte Schwel-
lenwerte überschritten werden.
Solche „De minimis“- und „Bas-
ket“-Regelungen schützen den
Verkäufer davor, dass Bagatell-
ansprüche gegen ihn geltend ge-
macht werden. Wenn der Schwel-
lenwert überschritten wird, ist es in

Europa allerdings üblich, dass der
gesamte Schaden ersetzt werden
muss. In den USA sind die Verträge
laut CMS meist noch verkäufer-
freundlicher: Ersatz gibt es dort üb-
licherweise nur für den Schadens-
betrag, der den Schwellenwert
übersteigt. Immer weniger Käufer
verlangen außerdem, dass ihre Ga-
rantieansprüche etwa durch Bank-
garantien abgesichert werden. Im
Jahr 2014 legten nur noch 29 Pro-
zent auf solche Sicherheiten Wert,
im Schnitt der vorausgegangenen
sieben Jahre hatten noch 39 Pro-
zent darauf bestanden.

WenigerWettbewerbsverbote
Häufiger geworden sind auch soge-
nannte Locked-Box-Klauseln, die
vorsehen, dass der Kaufpreis basie-
rend auf den letztverfügbaren ge-
prüften Jahresabschlüssen festge-
legt wird. Immer öfter wird auch
der endgültige Kaufpreis von der
Entwicklung des Zielunterneh-
mens abhängig gemacht (so-
genannte Earn-out-Regelungen).
Während im Jahr 2013 noch 14
Prozent aller ausgewerteten Trans-
aktionen eine solche Klausel ent-

hielten, stieg der Wert im Vorjahr
auf 19 Prozent an. Als Zeiträume
für Earn outs wurden bei der Mehr-
zahl der Deals zwölf bis 24 Monate
festgelegt. Als Basis für die Festle-
gung des Kaufpreises wird meist
das Ergebnis vor Zinsen, Steuern
und Abschreibungen herangezo-
gen. Zusätzlich werden dafür auch
öfter umsatzorientierte Kriterien
herangezogen. Der Anteil rein ge-
winnabhängiger Earn outs ging auf
sechs Prozent zurück. Vertrags-
klauseln, die Käufern ein Rück-
trittsrecht einräumen und Verkäu-
fern Wettbewerbsverbote auferle-
gen, wurden ebenfalls seltener.

Laut Peter Huber, Leiter des
Transaktions-Teams bei CMS in
Wien, könnte der Transaktions-
markt nach jahrelanger Stagnation
in Fahrt kommen: „Im vergange-
nen Jahr haben wir so viele und so
großvolumige Transaktionen gese-
hen wie bis kurz vor Ausbruch der
Finanzkrise nicht mehr“, ließ er in
einer Aussendung verlauten. Alles
spreche dafür, dass diese Entwick-
lung anhält. Das höhere Aktivitäts-
niveau am Markt spiele den Ver-
käufern in die Hände. (red.)


